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"Deus, qui humanae substantiae 

dignitatem mirabiliter condidisti 

et mirabilius reformasti. .. " 

(Messtext, Gebet bei der Vermischung 

des Weines mit Wasser). 

Auch der klügste Gesetzgeber des humanen Rerehts ist immer nur 

so klug und so einsichtig wie sein jeweiliger epochaler Souffleur. 

Für diese These ist es gleichgültig, ob als Urheber des Normgehalts 

ein grosser individueller Geist, das logisch einwandfreie System einer 

herrschenden Lehre oder eine aus vielen Traditionsstréimen gespeiste 

und aus gegebenem Anlass reagierende éiffentli:che Meinung figuriert. 

0ft scheint ein fundamentaler Normenhalt ganz einfach in der Luft 

zu liegen, wird intuitiv erahnt und von der Allgemeinheit inbrünstig 

gefordert, ohne bereits rational voll bewaltigt zu sein und begründet 

werden zu kéinnen. Man kann dann spater, wenn man die Norm in 

ihrer Güte und Universalitat in etwa zu begreifen meint, gegebenen­

falls v,on einer "Sternstunde" des Gesetzgebers sprechen, welche im 

Ansatz alte und als unzulanglich (einseitig) erkannte Ideologien hin­

weggefegt und eine neue Epoche eingeleitet habe. 

r 

Als am 23. Mai 1949, rund vier J ahre nach der Beendigung des 

zweiten Weltkrieges, das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deut-
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schland (GG) 1 verkündet wurde, kann schon wegen einer einzigen 

Norm eine solche Sternstunde deutschen Verfassungsgebers vor­
gelegen ha ben. Lch meine die erste N orm dieses Grundgesetzes, 
namlich Art. 1, dessen erster Absatz lautet: 

"Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpfüchtung aller staatlichen Gewalt". 

Es folgt in Abs. 2 das durch die copula "darum" mit Art. 1 Abs. 1 
verknüpfte Bekenntnis des deutschen Volkes "zu unverletzlichen und 

unverausserlichen Menschrechten a,ls Grundlage jeder menschlichen 
Gemeinschft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der W elt". 

Schliesslich wird in Abs. 3 angeordnet, dass "die nachfolgenden Grund­

rechte" die drei klassischen Staatsfunktionen (Gesetzgebund, voll­
ziehende Gewalt und Rechtsprechung) "als unmittelbar geltendes 

Recht" binden. 
Man konnte bei erster Betrachtung dieser Rechtssatze meinen, 

dass hier nichts Aufsehenerregendes normiert worden sei, denn bei 
der Beratung des Art. 1 ist keine aussergewohnliche, überraschend 

neuartige These laut geworden 2, Vertreter von Auffassungen aller 

ideologischen Schattierungen haben ihm zugestimmt, und es besteht 
trotz der Meinungsverschiedenheiten zum Geltungsgrude und zu 

rechtlichen Konsequenzen dieser Norm doch zumindest übereistim­
mung darin, dass allein "für den Menschen ... das Recht bestimmt" 

und deswegen die Würd:e des Menschen "an den Anfang und in den 
Mittelpunkt der Gesamtordnung gestellt" worden ist ª. Daher vermo­

gen auch dem Grundgesetz zeitHche vor- oder nachgehende Formu­
lierungen in volkerrechtlichen Deklarationen 4 oder in deutschen 

1 Ohne besondere Angabe zitierte Artikel (Art.) sind solche des Grund­
gesetzes. 

2 Zur Entstehungsgeschichte vgl. "Jahrbuch des offentlichen Rechts der
Gegenwart" (JOR), Neue Folge, Bd. 1 (1951), S. 48 ff; HERMANN VON MANGOLDT, 
Das B01iner Grundgesetz, Kommentar, Berlin und Frankfurt/M. 1953, Art. 1, 
Anm. 1 (S. 42 f) ; WERNICKE, in Kommentar zum Bonner Grundgesetz (Bonner 

Kommentar), Hamburg 1950 ff, Art. 1, Erl. l. 
8 So H. C. NIPPERDEY, Die Würde des Af.enschen, in Die Grundrechte, hrsg. 

von NEUMANN-NIPPERDEY-SCHEUNER, Bd. II, Berlin 1954, s. l. 
' Vgl. die Praambel und Art. 1 Nr. 3, Art. 13 Abs. 1 b, Art. 55 e, Art. 62

Abs. 2 der UN-Charta vom 26. Juni 1945; Praambel und Art. 1 der UN-Decla­
ration v. 10. Dezember 1943; Praambel der Europaischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten v. 4. November 1950. 
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Landerverfassungen 5 nicht zu überraschen, welche mit dem Art. 1 

Abs. 1 in etwa vergleichbar sind. Alles dies sei, so konnte man sagen, 

als eine rein faktische Reaktion auf furchterregende und rechtlich 

zu verurteilende Geschehnisse in der Zeit der NS-Herrschaft anzu­

sehen. Der deutsche Verfassungsgeber habe besonderen Anlass gehabt, 

seine Rechtsordnung auf eine andere, neue, der UN�Charta ahnliche 

Basis zu stellen und si·ch von staatHchen Verbrechen besonders feier­

lich loszusagen. Das ware eine juristisch-nüchterne Betrachtungs­

weise, womit man vielleicht schon den Normgehalt des Art. 1 Abs. 1 
abwerten würde. Soll denn hier wirklich nichts anderes ausgepragt 

worden sein als eine spezifisch juristische Aussage, ein vielleicht 

etwas zu schwülstig ("pathetisch") geratenes ausseres Normzeichen 

für die "Legitimitat" eines deutschen Nachkriegs-Verfassungsgebers, 

der sich gegenüber einer siegreichen und anklagenden Umwelt nicht 

anders zu helfen wusste? 

Mir scheint mit Art. 1 Abs. 1 etwas Al tes 6 und zugleich (im Be­

wusstsein vieler Menschen) Neues Bahn gebrochen zu haben, eine 

Wahrheit wieder intuitiv erfasst worden zu sein, die allerdings ratio­

nal noch nicht voll bewaltigt ist und daher auch noch nicht ganz 
"verfassungswirklich" 7 sein kann. In der Moderne entwickelten, aber 

5 Vgl. Praambel und Art. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württem­
berg vom .11. November 1953; Praambel und Art. 100 der Verfassung des 

Freistaates Bayern v. 2. Dezember 1946; Praambel und Art. 5 Abs. 1 der 
Bremischen Verfassung v. 21. Oktober 1947; Art. 3 und 27 der Verfassung 
des Landes Hessen v. l. Dezember 1946; Art. 4 und 7 Abs. 1 der Verfassung 

des Landes Nordrhein-Westfalen v. 28. Juni 1950; Praambel und Art. 1 der 

Verfassung für Rheinland-Pfalz v. 18. Mai 1947; Art. 1 der Saarlandischen 

Verfassung vom 15. Dezember 1947. 
6 Namlich die aristotelisch-thomistische Auffassung von der menschlichen 

Person als "rationalis naturae individua substantia" und als "perfectissimum 

in tota natura" (vgl. THOMAS, Sth. I, 29, 1-3). Auf ihr-der real-sozialen Men­
schenatur-ruht auch der Staat als "relatio" auf. Vgl. hierzu z. B. GALLUS, M. 

MANSER, Angewandtes Naturrecht, Freiburg/Schweiz 1947, S. 147 ff mit wei­
teren Nachweisen. Darauf basiert auch z. B. Principio V der spanischen Ley 

(Fundamental) de 17 de mayo de 1958 (Principios del Movimiento Nacional): 
"La comunidad nacional se funda en el hombre, como portador de valores 

eternos, ... ". 
7 D. h.: Dem gesetzlichen "Sollen" (dem Verfassungsrechtssatz) fehlt 

noch der ("reale") bewusste Nachvollzug. Dennoch kann-wegen der Verstrickt­

heit der Zeitgenossen in nominalistischen ldeologien kaum vom Ungehorsam 
gegenüber dem Gesetz die Rede sein. Zum Auseinanderklaffen von Verfas­
sungsgesetz und Verfassungswirklichkeit vgl. WILHELM WERTENBRUCH, Grund­

gesetz und Menschenwürde, Kéiln/Berlin 1958, passim. 
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inzwischen festgefahrenen Ideologien kann vom Verfassungsgeber ein 
alter Fundamentalsatz "übergestülpt" worden sein, der, wenn er erst 
einmal begriffen ist, zwangslaufig zu ihrer geistigen überwindung 

führen muss. Damit ware nicht zuletzt ein weiteres Beweiszeichen 
sichtbar geworden für die Wirkkraft einer "lex naturae", die gerade 

in Zeiten rechtlicher und staafücher Krisensituationen immer wie­
der durchzuschlagen und überholte oder als gefahrlich erkannte Ge­
dankengange zu verdrangen pflegt. 

II 

Was ist denn eigentlich "Würde des Menschen"? Welche Ausdeu­

tung pflegt die deutsche Staatsrechtslehre - rund 17 J ahre nach dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes - dem Art. 1 Abs. 1 Satz 1 zu ge ben 
und welche Bed'eutsam,keit ihm zuzusprechen? 

l. Der Kolner Rechtsgelehrte HANS CARL NIPPERDEY hat im
Jahre 1954 seine einschlagigen Untersuchungen mit dem Satz einge­

leitet: "Der Begriff der Würde des Menschen bedarf keiner weite­
ren juristischen Definition" 8, im nachsten S atz jedoch hinzugefügt: 

"Es handelt sich um den Eigenwert und die Eigenstandigkeit, die 
Wesenheit, die Natur des Menschen schlechthin ..... . ". Den theolo-

gisch-philosophischen Terminus "Person" vermeidet NIPPERDEY oder 

er gebraucht das Wort bei seinen weiteren Ausführungen in einem 

spezifisch juristischen Sinne. Es geht ihm nicht darum zu erklaren, 
warum die Würde des Menschen unantastbar ist oder wie sie ontisch 

als unantastbar überhaupt denkbar ist, sondern darum, spezifisch 

juristische Konsequenzen aus Art. 1 Abs . 1 Satz 1 zu ziehen. Seine 

überlegungen gipfeln u.a. in der These, "dass Art. 1 Abs. 1 ein Grund­

recht und damit ein subjektiv-offentliches (und privates) Recht ... 

statuiert", d. h. "dass der Mensch ein Recht auf diese Würde, dass er 

das Personlichkeitsrecht hat" 9• Konsequenterweise wird spater ge­

folgert 10
, aus Art. 1 Abs. 1 ergebe sich -in Verbindung mit Art. 2 

Abs. 1- "die Anerkennung des a.llgemeinen Personlichkeitsrechts". 

Auf der Grundlage dieser Normen halt NIPPERDEY den alten zivil­

rechtiichen Streit um die Anerkennung eines allgemeinen und abso-

8 NIPPERDEY, in Die Grundrechte, Bd. II, S. l.
9 ªªº· s. 11.

lO ªªº· s. 40.
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lut wirkenden Personlichkeitsrechts (insbesondere zu § 823 Abs. 1 des 

Bürgelichen Gesetzbuches 11) für verfassungsrechtlich entschieden 12• 

Nachdem FRIEDRICH KLEIN 13 betont hat, dass "eine klare Antwort 

auf die Frage, was Menschenwürde bedeutet", schwierig sei, weil "die 

umfassend angelegten Begriffe der Würde und Personhaftigkeit des 

Menchen ... , sich rechtlicher Bestimmtheit und Bestimmbarkeit" ent­

ziehen und "rein ethische Betrachtungen vom Ziele abführen", gibt 

er zunachst Auffassungen anderer Autoren wieder. Danach wird z. B. 

Würde üblicherweise als dasjenige angesehen, "was den Inhalt der 

Personnlichkeit ausmacht" (MAuNz) oder "was den Menschen im spe­

zifischen und wesenhaften Sinne ausmacht" (WERNICKE). Würde sei 

danach der "jedem Menschen eigene unableitbare Personwert" (EMIL 

BRUNNER). Würde haben heisse eben "Personlichkeit sein" (DüRIG). 

Kritisch fügt KLEIN hinzu, "alle diese Umschreibungen" seien "in 

nichts bestimmter als der Begriff Würde selbst". Das liege daran, dass 

dieser Begriff dem Menschen zugeordnet sei. Die Würde lasse "sich 

daher nur als Würde des Menschen verstehen". Es handele sich um 

einen "Wertbegriff, der einen Werttrager als Subjekt voraussetzt", also 

um "eine Aussage über den Werttrager Mensch". Mit dem Satz: "Das 

Grundgesetz, das sonst betont individualistischen Denken zuneigt, lasst 

hier einen Einschlag personhafter Hal tung erkennen", verneist KLEIN 

auf eine These von THEODOR MAUNZ. Die Frage, ob in Art. 1 Abs. 1 auch 

ein Grundrecht enthalten sei, verneint KLEIN entgegen NIPPERDEY 14• 

Er halt Art. 1 Abs. 1 Satz 1 für einen rein objektiven Rechtssatz. Je-

11 Die Literatur zu diesem Meinungsstreit gibt NIPPERDEY in Die Grund'­

rechte, Bd. II, S. 40 ff (Fussnoten) und in ENNECCERUS-NIPPERDEY, Allgemeiner

Teil des Bürgerlichen Rechts, 15. neubearbeitete Aufl., l. Halbbd., Tübingen 
1959, § 72 I 3 an. 

12 Auf dem Standpunkt NIPPERDEY's steht auch die Rechtsprechung eini­
ger oberer Bundesgerichte. Vgl. etwa BGHZ 9, 83 (89); 13, 334 (338); 15, 249 

(257 f); 24, 72 (76); BAGE 2, 266 (274 f); 3, 296 (301); 4, 22 (25): 4, 274 (282). 

Die Rechtsprechung jedenfalls des BGH (seit BGHZ 13, 334) leitet die "Grund­
rechtsqualitiit" des Art. 1 Abs. 1 jedoch immer aus seiner Verbindung mit 
Art. 2 Abs. 1 her. Der Blick ruht auch hier auf der Effektivitiit, auf spezifisch 
juristischen und singuliiren Auswirkungen des Art. 1 Abs. 1, weniger auf dem 
Geltungsgrund seiner Aussagen. Er erscheint für die Rechtsanwendung einfach 
deswegen als verbindlich, weil er Verfassungsnorm ist. ,>emgemiiss wird nach 
seinen Geltungsgrund und seiner ratio kaum gefragt. 

rn In voN MANG0LDT-KLEIN, Das· Bonner Grundgesetz, Bd. I, 2. Aufl., Ber­
lín und Frankfurt/M. 1957, Art. 1 Anm. III 3. 

14 KLEIN, aaO, Art. 1 Anm. III 2. 
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<lenfalls vermittle er 15, obwohl d.ie Wür<le (als "<lie ideelle Substanz", 
<las "Wesen des Menschen") jedem einzelnen Menschen zukomme 16, 

keinen mit der verwaltungsgerichtlichen Klage verfolgbaren "offen­
tlich-rechtlichen Rechtsanspruch auf offentliche Fürsorge" (also auf 
efn staatliches Tun), sondern wolle die Menschenwürde "nur negativ 
gegen Angriffe abschirmen". Im übrigen beziehe sich das in Art. 1 
Abs. 1 "enthaltene Gebot bzw. Verbot nicht nur.. .... auf das Verhalt­
nis des einzelnen zum Staat, sondern ergreift auch die Beziehungen 
der einzelnen oder Gruppen von ihnen zueinander" 17• · So sei Art. 1 
"ein beredtes Zeugnis für die Starke des Gegensatzes zwischen dem 
Geist der neuen Staatsordnung und demjenigen des im Mai 1945 
vernichteten Regierungssystems" 18

• 

Für GüNTER DüRIG begründet Art. 1 Abs. 1 "im zeitlose Spannugs­
verhaltnis Individuum-Staat eine Ausgangsve•rmutung zu Gunsten des 
Menschen". Er ist "hochstrangige akttuelle Norm des objektiven 
Rechts" 19 und '.'bein]laltet eine Wertaussage, der ihrerseits aber eine 
Aussage über. eine Seinsgegebenheit zugrunde liegt" 20• Nunmehr ver­
sucht DüRIG Personalitat zu umschreiben: "Jeder Mensch ist Mensch 
kraft seines Geistes, der. ihn abhebt von der unpersonHchen Natur 
und ihn aus eigener Entscheidung dazu befahigt, seiner selbst bewusst 
zu werden, sich selbst zu bestimmen und sich und die Umwelt zu 
gestalten" 21

• Ehe man sich bemühe, "den in der Freiheit des Mens­
chen bestehenden Eigenwert inhaltlich zu erfassen", müsse man er­
kenne, "dass eine Freiheit en Menschen zu Selbst- und Umwelts­
gestaltung, die für allé gleich gedacht ist, denknotwendig nur eine 
abstrakte Freiheit, d.h. eine Freiheit als solche sein kann, die dem 
Menschen an sich eigen ist", d.h. in. seiner "potentiellen Fiihigkeit 
zur Verwirkli-chung" besteht. Dáher sei Würde ebenso vorhanden 
beim Geisteskranken, der "die Fahigkeit zur freien Selbst- und Le­
bensgestaltung von vornherein" (aufgrund eines konkreten biologis­
chen Defekts) "nicht hat", wie beim Verbrecher, der "die Moglichkeit 
der Freip.eit zur" (sündhaften und deliktischen) "Selbsterniedrigung 

15 aaO, Anm. III 3 d und 4. 
18 a,aO, Anm. III 3 c. 
17 _ aaO, Anm. III 4.
18 aaO, Anm: II. 
19 GüNTER DüRI�, in

°

MAúNz-DüRm, Grundgesetz, Kommentar, Bd. I, 2. 
Aúfl. MÜrichen urid Berlín 1964, Art.-1 Abs. 1, Rdnr. 15. 

20 aaO, Rdnr. 17. 
21 aaO, Rdnr. 18.
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missbraucht" habe 22• Erst nach diesen und ahnlichen Darlegungen 

wendet sich DüRIG spezifisch juristichen Verletzungstatbestanden zu 

und meint sodann in übereinstimmung mit HANS PETERS 23, das Grund­

gesetz halte eine "mittlere Linie zwischen Individualismus und Ko­
llektivismus" ein, es sei vom "Persona:lismus" gepragt 24. 

Diese These steht im augenfalligen Gegensatz zur Meinung FRIE­
DRICH KLEINS, der an anderen Stellen unter Hinweis auf ERNST RunoLF 

HuBER 25 von einem "humanitüren Individualismus" spricht 26• Mit die­

ser Formulierung scheint mir jedoch der gedankliche W eg zur Perso­

nalitat, d. h. zum "Wesen" (essentia) des Menschen, aber auch der 

W eg zum rechten Verstandnis des Verhaltnisses von Bürger und 
Staat 27 versperrt zu sein, da eine individualistische Betrachtungswei­

se weder den Menschen als Gem.einschaftswesen noch den Staat als 
"societas perfecta et completa" zu erklaren vermag. 

2. Fordert Art. 1 Abs. 1 Satz 1 dem J uristen wegen des Reich­
tums dessen, was man theologisch-philosophisch seit Jahrhunderten 

"persona" zu nennen pflegt, Schwieriges, Ungewohntes, ja vielleicht 
sogar etwas Unmogliches ab, so kann dennoch nicht auf eine Inter­
pretation dieser Verfassungsnorm verzichtet werden, denn die Bes­
timmung des materialen Normranges� die Einordnung des Art. 1 Abs. 

1 Satz 1 in das dreidimensionale Gefüge der positiven Rechtsordnung 

hangt von seiner Inhalts-Bestimung ab 28
• Werte konnen schlechthin 

22 aaO, Rdnr. 20 und 21. Einige Konsequenzen: Rdnr. 31 ff.
23 Die freie Er.tfaltung der Personlichkeit als Verfassungsziel, in "Fest­

schrift für Rudolf Laun", Hamburg 1953, S. 669 ff (671). 
24 DÜRIN in MAUNZ-DÜRIG, aaO, Rdnr. 47.
25 In Wirtschaftsverwaltungsrecht, 2. neubearb. Aufl., Bd. I, Tübingen

1953, s. 660. 
26 So KLEIN z. B. bei der Kommentierung von Art. 2, Anm. III 2.
27 Was folgt z. B. daraus, dass das Grundgesetz zuerst auf die Person

hinweist (Art. 1 Abs. 1 Satz 1) und erst danach auf den Staat (Satz 2)? Ist 
etwa deswegen nur der Staat ein Verpflichteter oder auch der einzelne Bürger? 
Wie vertragt sich das mit dem Gehorsam des Bürgers gegenüber der staatli­
chen Gesetzesordnung oder schlechthin mit den "bonum commune", das z. B. in 
Principio V der bereits zitierten Ley Fundamental energisch betont ist (bien 
común)? 

2s Ich rede hier nicht nur von einem "formellen" Normrang, der juris­
tisch dem Art. 1 Abs. 1 ganz einfach deswegen eingeraumt werden muss, weil 
er "erste" Norm des geltenden Verfassungsgesetzes ist. Aber die Antwort auf 
die Frage, warum der Gesetzgeber formen so und nicht anders gestaltet hat, 
weist ebenfalls auf die Primar-Frage des materialen (vom Norm-Inhalt ab­
hangigen, mit ihm unmittelbar verknüpften) Normranges zurück. 
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nur auf ontischer Basis objektiv erfasst und begründet werden 29• Eine
"Wert-Philosophie" ohne Seins-Basis kann nur zu subjektiv-intuiti­
ven (situationsbefangenen) Bewertung nach mehr oder weniger zu­
falligen "Vorzugs-Evidenzen" führen. Ihr Endpunkt ist juristisch eine 
vage "Güterabwagung", die nicht allgemein zu überzeugen vermag, 
weil sie die essentiellen Bewertungs-Massstabe ausser acht lasst. Daher 
ist diese gedankliche Basis nicht hinreichend "rechtssicher" und 
standig weltanschaulichen und tagespolitischen Geführdungen aus­
gesetzt, die unter (einseitig) nominalistischen Vorzeichen und in Zei­
ten ideologischer Spanungen (im Verlust der sog. "mittleren Linie") 
zur volligen Abwertung des einen oder anderen gedanklichen Pols 
führen konnen. Das gilt insbesondere für den Sonderwert des MenS'­

chen ("Würde") in seiner Gegenüberstellung zum Staat (Art. 1 Abs. 1 
Satz 2). Das gilt aber auch für die Hohe des Normranges, der material 
und objektiv dem Art. 1 Abs. 1 Satz 1 beizulegen ist. 

Damit liegt die Misere offen vor dem Betrachter: Eine unzurei­
chende Interpretation des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 muss denknotwendig 
zur Abwertung des Normranges und darnit wiederum zur "Verniedli­
chung" seines Gehalts führen, Zu fragen ist hier-weil auch eine rechte 
Intuition schon gewisse Einsichten verschaffen kann - dennoch nach 
Literatur-Aussangen zur Bed:eutsamkeit dieser Verfassungsnorm. 

Bedenklkh ist die These, Art. 1 habe "in Abs. 1 und 2 weit­
gehend den Charakter eines Vorspruchs" 30, denn sie konnte schon
allein wegen ihrer Missverstandlichkeit der Norm-Qualitat gefahrlich 
werden, obwohl ihr Verfechter FRIEDRICH KLEIN sogleich anschliessend 
betont 31, Abs. 1 Sattz 1 sei "eine aktuell geltende Norm des objekti­

ven (Verfassungs-) Rechts". Ein Vorspruch (Praambel) ist namlich 
zwar Text-Bestandteil eines Gesetzes, jedoch (noch) keine "Norm", 
sondern leitet nur in den Normen-Text des jeweiligen Gesetzes ein, 
indem sie Zielsetzungen und Beweggründe des Gesetzgebers offen­
legt 32•

29 Vgl. WERTENBRUCH, Grundgesetz und Menschenwürde, Koln/Berlin 1958,
s. 19, 25.

30 So KLEIN in V0N MANG0LDT-KLEIN, aaO, Art. 1, Anm. II. Die These
von v. MANG0LDT (aaO, Art. 1, Anm. 1, S. 43), der ganze Artikel habe den
Charakter eines Vorspruchs, ist hier noch, nicht überwunden. 

31 aaO, Anm. III l. 
32 Zum Sinn und zur Bedeutung der Praambel des Grundgesetzes vgl. 

meine Darlegungen in Grundgesetz und Menschenwürde, S. 154 ff. 
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Der ganze Art. 1 ist jedoch augenscheinlich Norm im vollen Sin­
ne von verpflichtendem Rechtssatz. Das ergibt sich nicht nur (formal) 

aus seinem Abgetrenntsein von der Praambel des Grundgesetzes und 

aus seiner Einordnung in den I. Teil des Verfassungswerkes ("Die 

Grundrechte"; Art. 1 - 19 GG), sondern sogar vornehmlich aus sei­

nem Inhalt. Nun stort allerdings, dass dieser bisher nicht voll erfasst 

oder -weil in anderen Wissenschaften (Theologie, Philosophie) ver­

wurzelt 33- allein auf juristischen Wegen nicht (ex causa) begreifbar

zu machen ist. Deswegen ist Art. 1 Abs. 1 Satz 1 juristisch jedoch 

kein "Vorspruch", sondern eine Noirm, die dem Interpreten allerdings 

ein ganz bestimmtes, anderen Wissenschaften zu entnehmendes 

"Vorverstiindnis" abverlangt. Hier kann eine reine, von anderen 

(übergeordneten) Wissenschaften "emanzipierte" Jurisprudenz nicht 

mehr den Anforderungen genügen. Auch wer z. B. die Eingangs­

worte der Priiambal des Grundgesetzes 34, die für die Interpretation

der nachfolgenden .Norme "allgegenwartig" zu sein hat, aus irgend­

welchen Gründen nicht ganz ernst nimmt, wird nicht voll einsehen 

konnen, warum der Gesetzgeber dem Art. 1 Abs. 1 Satz 1 formal 

die erst NormrStelle eingeraumt und warum er hier der Formulie­

rung nach scheinbar keinen Sollens-, sondern einen Seins-Rechts­

satz ausgepriigt hat (" ... ist unantastbar"). Sicherlich soll jetzt -zur 

Stützung der Normqualitat des Art. 1 Abs. 1 Satz 1- nicht plotzlich 

behauptet werden, dass der deutsche Verfassungsgeber des J ahres 

1949 ein wieder fest mit der Ontorlogie verbundener Gesetzgeber ge­

wesen ware. Das konnte er aus bereits angedeuteten Gründen nicht 

sein, aber er hat den Art. 1 Abs. l. Satz 1 intuitiv so und nicht an­

ders ausgepragt. Ist man gewillt, dieser Intuition Folge zu leisten, 

so ist man bei der Norm-Interpretation, die vom Wortlaut auszuge­

hen hat, dem Verb "ist" gegenüber zum gleichen Gehorsam verpfli­

chtet wie gegenüber anderen Formulierungen, Text-Zusammenhan­

gen und rationes des Verfassungsgebers. Auch konnen sich nicht 

Personen und Gruppen, die am Gesetzgebungswerk, insbesondere an 

33 Vgl. hierzu WERTENBRUCH, Grundgesetz und MenschenwürdJe, S. 181 ff;

DERS., Stichwort Menschenwürde, in "Staatslexicon", hrgs, van der Gorresge­

sellschaft, 5. Bd., 6. Aufl., Freiburg 1960, Sp. 665 ff und Stichwort Menschen­

rechte II in Die Rel.igion in Geschichte und Gegenwart (RGG), IV, Bd., 3, 

Aufl., Tübingen 1960, Sp. 870 ff. 
34 Sie lauten: "Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den

Menchen ... hat das Deutsche Volk ... dieses Grundgesezt der Bundesrepublik 

Deutschland beschlossen". 
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der Abfassung des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 beteiligt waren, nachtraglich 
auf Dissens oder Irrtum über den Inhalt der beschlossenen Erkla­
rung berufen. Es gilt für die Interpretation der jetzt bestehende, 
"objektive" Normtext 35, und dieser besagt, dass die Würde des Mens­
chen unantastbar "ist" und nicht nur sein soll. 

Nun ist allerdings dem deutschen, vornehmlich auf soziologische 
Fakten vertrauenden Juristen der Gegenwart die kantianis�he, on­
tologie-feindliche Gegenüberstellung von "Sein und Sollen" derart 
eingefleischt 36, dass er kaum bemerkt, dass auch eine Seins-Festste­

llung allgemeinverbindlich sein und demgemass imperativen Charak­
ter haben kann. Wenn etwas - wie etwas die Personenwürde - kos­
mologisch (naturgegeben) "ist", so kann es� bei GefahrdUngen dieser 
Einsicht- durchaus angemessen sein, die entsprechende Feststellung 
wieder allgemein-verbindlich zu manchen, d.h. sie sollensmassig den 
Rechtsgenossen abzuverlangen. Auch ein Seins-Satz ist deswegen kei­
ne unverbindliche "Deklaration", kein blosser "Vorspruch", sondern 
kann Norm sein. Dies gilt erst recht, wenn eine fundamentale "Na­
turgegebenheit" ausgesprochen und zur Grundlage der positiven 
Rechtsordnung gerriacht wird. Sein und Sollen dürfen eben im Grun­
de nicht auseinandergerissen werden, sondern müssen kosmologisch 
ebenso miteinander verwoben bleiben wie Person und zugehoriger 
Wert (Würde). Letzteres hat wiederum vornehmlich im Licht eines 
Bewusstseins der "Verantwortung vor Gott" (Praambel) zu gelten, 
denn in allem erschaffenen Sein liegt eine schopferische ratio, die 
jeden einzelnen Menschen schlechthin und primar gegenüber Gott 

35 Über den derzeitigen Streitstand zur Verfassungsinterpretatión infor­
mieren die Berichte von PETER SCHNEIDER und HoRST EHMKE, Prinzipien der 

Verfassungsinterpretation, sowie die Disk:ussionsbeitrage in Heft 20 der Ve­
roffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, Berlin 1963, 
S. 1-134. Vgl. auch z. B. FRITZ OssENBÜHL, Probleme und Wege der Verfas­

sungs,auslegung, in DóV 1965, S. 649 ff mit weiteren Nachweisen. Das Bun­
desverfassungsgerich.t hat sich mit Recht für die objektive Auslegung als Leit­
methode entschieden. Vgl. z. B. BVerfGE 1, 299; 8, 210; 8, 274; 10, 51; 10,
234; 10, 321; 11, 85; 11, 126.

36 Wobei zwischen kosmologischem Sein und humanem Verhaltens-Sein

nicht unterschieden wird. Vgl. hierzu meine Darlegungen in der "Festschrift 
für Hermann Jahrreiss", Koln/Berlin/Bonn/München 1964, S. 487 ff unter dem 
Titel: Erwiigungen zur materialen Rechtsstaatlichkeit. Zu dieser Problemste­

llung vgl. auch neuestens ERNESTO GARZON VALDES, über das Verhiiitnis 

zwischen dem rechtiichen Bollen und dem Sein, in "Archiv fÜr Rechts- und 
Sozialphilosophie" (ARSP), 1965, Beiheft 41, Neue Folge 4, S, 299 ff. 
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(moralisch), sekundar aber auch gegenüber "den (Mit-) Menschen", 

d.h. spezifisch juristisch zum Sollen · verpflichtet. 

Das ist der neuralgische, bisher rational nicht voll ausgaleuschte,­

te Punkt: Wer in Art. 1 Abs. 1 Satz 1 -wenn auch nur "weitgehend" 

oder sonst irgendwie eingeschrankt- einen blossen "Vorspruch" sieht, 
wertet die Norm ab, raumt ihr nicht die ihr gebührende Bedeut­

samkeit ein. Dasselbe tut aber aUch der, welcher sie -nach nicht 
hinreichender Ausdeutung- nur als "Grundrechts-Norm" meint 

praktikabel machen zu konnen, denn ihre praktische Ausstrahlung 

soll gerade nominalistische U nzulanglichkei ten in unserer Epoche 

geistig mit-überwinden helfen, aber sie soll nicht (nur und unmittel · 

bar) Basis für singulare "Ansprüche" des Einzelnen gegen den Staat 

oder andere Rechtsgenossen sein. Art. 1 Abs. 1 Satz 1 ist eben keine 

Norm, die auf dem Boden des Nominalismus, insbesondere eines 

Individualismus oder auch einer (in gleicher gedanklichen Ebene 

befindlichen) mittleren Linie" (Personalismus 37) erwachsen ist,

sondern ein intuitiv ausgepragtes "Abwehr-Rezept" gegen nomina­

listische Einseitigkeiten aller Art. Sie beansprucht auch oder gerade 

deswegen einen absoluten fundamentaLen Rang und steht zu Recht 

an der Spitze des Verfassungswerks, ja, der gesamten staatlichen 

Rechtsordnung. 

Es ist daher mit der wohl überwiegenden Meinung auch die These 

H. C. NIPP�DEY's .abzulehnen, "dass Art. 1 Abs. 1 ein Grundrecht und

damit ein subjektiv-offentliches (und privates) Recht. .. statuiert" 38
• 

Ontologisch bedarf der Mensch keines "Rechts auf Würde". Das ware.

einfach deswegen abwegig, weil er als Person (unmittelbar "wessens­

gemass") Würdentrager ist. Ware das allen Rechtsgenossen wieder

klar, so konnte auch das objektive Recht seine fundamentale Be­
deutsamkeit in ihrem Bewusstsein wiedererlangen, ware es nicht in

steter Gefahr, durch liberalsubjektive "Ansprüche" vollig aufgespal­

ten (singularisiert) und in seinen Instituten explosiv aus den Zusam•

menhangen des Rechts herausgerissen zu werden. Dann waren

vielleicht auch Staat und Einzelner wieder eher bereit, jedem "na­

türlichen" Würdentrager (Person) das zu geben, was ihm gebührt.

Grundrec'hte, schlechthin alle subjektiven, dem Einzelmenschen

zugeschriebenen, von ihm ausgeübten und durchsetzbaren Rechte

37 Zum "Personalismus" der Moderne vgl. meine Darlegungen in Grund­

gesetz und Menschenwürde, S. 58, 103 f, 137, 168. 
38 Vgl. oben, Fussnoten 9 und 10.
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sind zwar bedeutsam genug, dass ein Verfassungsgeber sich um des 

Einzelnen willen um sie bemüht (Art. 1 Abs. 3, Art. 2 ff GG), aber 

sie sind -gemessen an Art. 1 Abs. 1 Satz 1- mehr oder weniger 

"kleine Münzen" 39, die von dem ontisch begründeten Seins- und 
Rechtsstatus der Person ( causa), aber auch noch von den in Art. 1 

Abs. 2 beschworenen, mit der Personalitat und der aus ihr zu fol­
gernden Rechtssubjektivitat unmittelbarer verknüpften, fundamen­
tal-subjektiven "Menschenrechten" weit überhoht werden. Sie sind 

bereits Ergebnisse eines neuzeitlichen, wenn auch denknotwendigen 

Singularisatíonsprozesses, der z. Zt. noch mit seiner bunten Vielfalt 
den vornehmlich auf "Phanomene" und Spezialbereiche ausgerichte­

ten Rechtsdenker derart fasziniert, dass ihm darüber der Blick auf 

die personale causa getrübt ist. 

3. Diese causa ist nach Wortlaut und ratio des Art. 1 Abs. 1
Satz 1 zunachst ( ontisch und gedanklich primar) eine der Gattung 

nach existierende. Es ist nicht die Rede von der Würde der (einzel­

nen) Menschen, sondern von der "Würde d:es Menschen" schlechthin. 

Bereits diese Formulierung deutet darauf hin, dass hier das gemeint 

ist, was Patristik und Mittelalter bei Umschreibung des Personalen 
und in Analogie zum "ens perfectissimum" (in drei Personen) die 
"rationalis naturae individua substantia" (BoETHrus), genannt haben. 

Dieser in sich selbst ruhenden, sich selbst (in moralischer Freiheit) 
Herrscher sein konnenden, auch auf die Umwelt final einwirkenden 
"Substanz" 'º kommt -im Vergleich mit allem sonst Erschaffenen 

(incl. z. B. des Staates), das dieser Qualitat ermangelt -ein untrenn­

bar mit den Seins-Status verknüpfter besonderer Wert zu: die 

Personwürde. Ich neige dazu, sie rechtlich als "maiestas" zu bezeich­

nen 41, um die angedeutete Analogie zu verdi-chten, den exklusiven 

Rang der menschlichen Person zu betonen und zugleich ein Pendant 
zur spezifisch juristischen "Respektswürde" (dignitas) zu schaffen. 

39 Auch z. B. DÜRIG sorgt sicl\ (in MAUNZ-DÜRIG, aaO, Art. 1, Rdnr. 29)

um zu "kleine Münze", und meint, dass Art. 1 Abs, 1 "viel wichtigere und 

dringendere Aufgaben hat", als vielfach in Judikatur und Literatur ange­

nommen wird (mit Nachweisen). 
•0 Vgl. aben Fussn. 6 und WERTENBRUCH, Grundgesetz und Menschenwürde, 

S. 187 ff.
41 Dem steht ein theologischer Sprachgebrauch nicht entgegen, der Gott

als dem Schopfer allein Majestat vorbehalt (vgl. den dieser Abhandlung vo­

rangehenden Messtext). 
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Sicherlich kommt maiestas (sekundar) auch jedem einzelnen 

Menschen zu, weil er der Gattung Mensch (Person) angehort. Sie 

ist auch im Einzelmenschen schon deswegen wahrhaft "unantastbar", 

weil sie als unmittelbarer und unabstreifbarer Seins-Wert von 

deliktischen Handlungen überhaupt nicht betroffen werden kann. 

Der Unrecht Leidende bleibt ebenso in seiner maiestas wie der Ver­

brecher, der sich selbst akzidentell (durch sein Verhalten) mit Schuld 

beladt. Betroffen wird hier nur die individuelle Dignitiit, eine weiter 

abgeleitete (gedankli-ch bereits drittrangige), wenn auch aus der Per­

sonalitat und der maiestas konsequent zu folgernde, nach aussen hin 

wirksame und von aussen her "antasbare" Würde. Der von einem 

Anderen misshandelte (beleidigte) Mensch 1eidet in seiner Respekts­

würde, in "Ansehen" seiner Mitmenschen ebenso wie derjenige, 

welcher durch eigene "Miss- (moralische oder rechfüche Fehl-) 

handlungen" s•ein Ansehen selbst untergrabt. Nur diese Dignitat 

bedarf rechtlich des Schutzes vor übergriffen Dritter, und nur sie 

kann spezifisch juristisch überhaupt eine Rolle spielen. 

Das schliesst allerdings nicht aus, dass der Verfassungsgeber mehr 

oder weniger bewusst "in die Sterne gegriffen" hat, um den gedan­

kli-chen "Vorhof" seiner Rechtsordnung, die ontische Fundamental­

causa der gesamten Rechtsordnung zu verdeutlichen, so dass alles 

Nachfolgende als wahrhaft "abgeleitet" erscheint. Er wollte in seiner 

Verfassung an erster Stelle nichts Drittrangiges, sondern den uni­

versellen Grund (causa) seiner "neuen Ordnung" aufzeigen und ihn 

normieren, um sich selbst, allen anderen Staatsgewalten (Art. 1 

Abs. 1 Satz 2) und jedem Bürger imperativ ein "Menschenbild" vor 

Augen zu halten, das auf die Grundhaltung aller Zeitgenossen ein­

wirken, sie vor Einseitigkeiten, mithin auch vor juristischen Fehlhal­

tungen, eirtgeschlossen Unrechtsakte des Staates oder anderer Mens­

chen, bewahren soll. Dieses Menschenbild fordert schlechthin zur 

Achtung und zum Schutz der Dignitat auf; es appelliert an die 

Vernunft und an den Tugendsinn 42 aller am Rechts- und Gemein­

schaftsleben Beteiligten. 

Darin liegt das "Elementare", das naturrechtlich Fundamentale für 

unsere in bestimmten Ideologien verstrickte Epoche: Zentrum des 

Rechts und aller staatlichen Ordnung ist nicht ein emanzipierter 

Einzelmensch (ein blosses "Individuum") oder ein vom Staat "ver-

42 Hier ist u. a. wieder die Kardinaltugend der Gerechtigkeit in den Vor­

dergrund gerückt. Vgl. hierzu THOMAS, Sth. II/II, 58, insbes. art. 3 und 5. 
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fasster", mehr oder weniger eingeschnürter, gegebenenfalls "totalitar" 

überwaltigter Kollektivmensch, sondern die substantiell existierende 

und sich in moralischer Freiheit selbst bestimmende Person. 

Dieser universale Inhalt verleiht dem Art. 1 Abs. 1 Satz 1 denje­

nigen hohen Normrang, den ein spezifisch juristischer, mithin sin­

gularerer Rechtssatz, etwa eine Anspruchsnorm, gar nicht besitzen 

kann. 

III 

Von diesem Inhalt und adaquaten Normrang her kann auch be­

greiflich werden, was der Verfassungsgeber mit den weiteren Rechts­

satzen des Art. 1 hat aussagen und normieren wollen. 

Es ist keineswegs so, dass ein "humanitarer Jndividualismus" den 

Art. 1 Abs. 2 für sich in Anspruch nehmen konnte. Dort steht, dass 

der Staat -<ler nur scheinbare Gegenspieler des Menschen- "sie", 

namlich "die Würde des Menschen ... zu achten und zu schützen" 

verpflichtet ist, aber es steht nicht geschrieben, dass der Staat -ver­

glichen mit dem Individuum- ein Phanorrien von zweitrangiger 

Bedeutung ware und dass das Individuum deswegen eine "Freiheit" 

ohne Rücksicht auf den Staat praktizieren dürfte. Wer um das 

Wesen der Person und des Staates weiss, muss auch die in Satz 2 ge­

troffene und verfassungsrechtlich mit Satz 1 verknüpfte imperative 

Feststellung für denknotwendig (selbtverstandlich) halten, ohne dass 

darunter das Wesen oder der hohe Rang der "relatio" Staat 43 leiden 

konnte. Sicherlich steht die Person im Zentrum des Rechts und 

deswegen ist der ebenfalls unabdingbar an das Recht gebundene 

Staat verpflichtet, die Würde des Menschen zu achten und zu 

schützen. Aber er tut dies gerade u. a. dadurch, dass er eine allge­

meinverbindliche, also auch den Einzelmenschen bindende Rechtsord­

nung auspragt und wahrt, die es allen Menschen ermoglicht, glei­

chermassen Personlichkeit zu entfalten(vgl. Art. 2 Abs. 1, Art. 3)" 

43 Vgl. aben, Fussnoten 6 und 27. 
44 Gegenüber einem noch vorherrschenden juristischen Sprachgebrauch, 

der keinen klaren Unterschied zwischen Person und Personlichkeit kennt, ist 

zu betonen, dass jeder Mensch Person ist und sich -unter dem Schutz des 

Rechts- durch Entfaltung seiner personalen Anlagen zur Personlichkeit 

entwickeln kann. Da er hierzu moralisch verpflichtet ist, muss das die Person 

achtende und schützende positive Recht allen Menschen gleiche "Handlugs­

Chancen" offenhalten. Vgl. WERTENBRUCH, Grundgesetz und Menschenwürde, 

S. 127 ff, 214 ff.
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Soweit er ein "Individuum" in die rechtHchen Schranken rufen, es 

gegebenenfalls sogar bestrafen muss, tut er dies -als "Rechtsstaat" 

und "Sozialstaat" (vgl. Art. 20 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1) 45- im Dienste

der Personwürde und der staatlichen Gemeinschaft, die zwar nicht 

das gesamte moralisch Gebotene erzwingen darf, aber auf die Wah­

rung des für ihr Gemeinwohl rechtlich "Unerlasslichen" 46 nicht ver­

zichten kann. So gesehen ist der Mensch -fern jeder neuzeitlichen 

Ideologie- schlechthin (ontologisch) der Herr (das essentielle Sub­

jekt) des Staates, aber er kann zugleich, soweit er im positiven Recht 

eines bestimmten Staates steht, ein diesem Recht und der Staatsge­

walt (suprema potestas in suo ordine) "Unterworfener" sein. Auch 

diese These kann wiederum nur demjenigen als Paradoxon erschei­

nen, der sich noch keine zureichenden Gedanken über Gattung und 

Phanomen, über das "Wesen" der Person, des Rechts und des Staates 

gemacht und sich deswegen standig situationsbefangenen und durch 

Emotionen belasteten "Güterabwagungen" ausgeliefert sieht. Sicher­

lich kennt auch der ontologisch fundierte Jurist Güterabwagungen, 

aber sie sind Ausnahme und nicht Regel. In aller Regel lasst sich 

das singular "Evidente" auch rational als solches erklaren, wenn es 

sorgsam und unter Zurückdrangung moralischer und ethischer Indif­

ferenz aus der ontischen causa "abgeleitet" wird. Ist diese Ableitung 

nicht m6gliich, so ist dies ein klares Beweiszeichen dafür, dass 

das scheinbar "Gerechte" in Wahrheit nicht mit dem Recht überein­

stimmt. 

So braucht auch z. B. das Bekenntnis "zu unverletzlichen und 

unverausserlichen Menschenrechten" (Art. 1 Abs. 2) als solches kein 

Glaubens- oder Lippenbekenntnis zu sein, sondern es ist erklarbare 

Folge des "Eigenstandes" der Person. Diese steht zwar mit einem 

Wessenszug (als animal sociale) im Staate, ist jedoch zu Gunsten 

ihrer substantiellen Rechts- und Handlungsfühigkeit zugleich auch 

frei i,om Staate und vermag ihm als forderndes Subjekt gegenüber­

zutreten, soweit ihr der Staat nicht im Bereich des rechtlich "Er­

lasslichen" denjenigen Handlungsbereich belasst, der ihr moralisch 

45 Es handelt sich -bei Licht besehen- hierbei um pleonastische Be­
zeichnungen, durch die lediglich. bestimmte' "Wesenszüge" des Staates kraftig 
akzentuiert sind. Vgl. hierzu meine Darlegungen in "Festschrift fÜr Hermann 
Jahrreiss", aaO, S. 388 f. 

46 Das positive Recht hat in diesem Sinne moralisches und ethisches 
"Mínimum" zu sein. Vgl. THOMAS, Sth. I/II, 91, 3; 92, 1 und 2; 95, 3 und 4; 
96, 2 und 3. 
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und rechtlich gebührt. Hier, im Bereich der Menschenrechte, d. h. der 

natürlichen, aus dem (primaren) Seins- und dem (sekundaren) 

Rechtsstatus der Person zu folgernden (tertiaren) "Personenrechte", 

stosst das Naturrecht besonders eindrucksvoll auf die positive Rechts­

ordnung des Staates und erzwingt "als Grundlage jeder menschlichen 

Gemeinschaft (incl. des Staates), des Friedens und der Gerechtigkeit 

in der Welt" (d. h. als allgemeinverbindlicher ordo) die Konzentration 

der "lex humana" auf das qualitativ und quantitativ rechtlich Uner­

lassliche. Art. 1 Abs. 2 scheint zwar als Verfassungs-Rechtssatz vor­

nehmlich an die Adresse des Staates gerichtet zu sein, aber indem 

sich "das deuts,che Volk" hier zu "unverletzlichen Menschenrechten" 47

bekannt hat, ist zugleich jeder Einzelne verpflichtet, die "Rechte 

anderer" zu respektieren (vgl. Art. 2 Abs. 1) 48• Das ergibt sich (uni­

verseller) auch daraus, dass der Verfassungsgeber durch Art. 2 Abs. 1 

rechtlich jegliiche Freiheitsentfaltung an die "verfassungsmassige 

Ordnung" 49 und "das Sittengesetz" gebunden hat. Von dieser, auch
die Vertikalitat des Rechtsgefüges berücksichtigenden Gedankenbasis 

her sind bei Art. 1 Abs. 2 keine "offenbaren sachlichen Unrichtigkei­

ten" und keine Ursachen für "Missverstandnisse" 50 ersichtlich. Ins-

47 Als "unverltetzlich" und "unverausserlich" ki:innen auch diese Rechte

nur gedacht werden, wenn man sie ex causa (Art. 1 Abs. 1 Satz 1), namlich 

vom unantastbaren Würdenstand her zu begreifen versucht. Vgl. WERTENBRUCH, 

Grundgesetz und Menschenwürde, S. 201. 
48 Art. 2 Abs. 1 hat insoweit, als in den "Rechten anderer" die Menschen­

rechte einbegriffen sind, als die speziellere Norm zu gelten. Dass die natürli­

chen Menschenrechte als unmittelbar mit der Personalitat verbundene Schutz­

rechte gegen jedermann gelten, versteht sich eigentlich am Rande. Eine Pro­

blematik der "Drittwirkung" kann lediglich bei Grundrechten (Art. 1 Abs. 3) 
auftreten, die als solche gegen den Staat gerichtete Rechte sind, jedoch in­

haltlich, nicht mit den Menschenrechten übereinstimmen müssen. Hier liegt 

noch ein weites Forschungsfeld ! 
49 Darunter soll nach überzeugung des Bundesverfassungsgerichts (grund­

legende Entscheidung: BVerfGE 6, 32 (38, 41)) nicht nur die Verfassungsord­

nung (oder gar nur ein elementarer Teil von ihr), sondern "jede formen und 

materiell verfassungsmassige Rechtsnorm", d. h. das gesamte verfassungsge­

masse (geltende und gültige) po-sitive Recht zu verstehen sein. Gegen diese 

Auffassung haben sich viele namhafte "liberale" Autoren gewandt (Argumen­

tation und Nachweise z. B. bei NIPPERDEY, Freie Entfaltung der Personlichkeit,

in "Die Grundrechte", hrgs. v. BETTERMANN und NIPPERDEY, Bd. IV /2, Berlín

1962, S. 788 ff), aber sie ist bisher -wohl zu Recht- nicht aufgegeben worden.

50 Darauf meint jedoch KLEIN in von MANGOLDT-KLEIN, ªªº· Art. 1 Anm.

IV 2 aufmerksam machen zu müssen. 
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besondere konnen "Menschenrechte", da sie ex natura (kosmologisch) 

vo!l'geo<rdnete Personrechte, d. h. eben keine blossen (rein individua­

listisch gesehenen) "liberalen Grundrechte" sind, juristisch durchaus 

"Grundlage (i. S. von sekundarem Fundament) jeder menschlichen 

Gemeinschaft" sein 51
• Seins-Grundlage des Rechts (schlechthin) ist 

die Person (Art. 1 Abs. 1 Satz 1). Mithin konnen es auch ihre vorge­

gebenen und ontisch ebenfalls vorgeordneten, ersten Personrechte 

sein. Auch hier ist keine Antinomie ersi,chtlich, wenn man der In­

tuition des Verfassungsgebers zu folgen gewillt ist 52
• 

Schliesslich liegt in Art. 1 Abs. 2 die causa dafür, dass "die nach­

folgenden Grundrechte" des Einzelnen, d. h. jene singular gegen 

jegliche Hoheitsgewalt gerichteten und insbesondere staatliche Un­

rechtsakte abwehrenden (tertiaren) Rechte, für alle hoheitlichen 

Funktionen und Organe "aktuell" wirksam und verbindlich sind 

(Art. 1 Abs. 3). Sie besitzen im Kern -der Vermutung nach­

"Menschenrechts-Qualitat" 53, denn gerade sie sollen dem Einzelmens­

chen denjenigen existentiellen Freiheitsbereich "gewahrleisten", des­

sen er in seiner Rolle als Bürger bedarf. Das vorhergehende verfas­

sungsrechtliche Bekenntnis zu "unverletzlichen Menschenrechten" 

ware unnotig und sinnlos gewesen, wenn nicht auch der Verfassungs­

geber gewillt gewesen ware, die Grundrechte in ihrem Kern als po­

sitivierte Ausschnitte aus dem naturrechtlichen Sachbereich der 

Menschenrechte zu sehen. 

Das alles sind rational einleuchtende, streng dem Range nach 

aufeinander folgende und schliesslich die Rechtbeziehung Mensch­

Staat fundamental ordnende Konsequenzen dessen, was bereits im 

obersten Rechtssatz des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 imperativ ausgesagt ist. 

Nur weil es die Hauptfunktion des positiven Rechts ist, Naturgesetz­

Hchkeiten durch Singularisation ("Ableitung" aus der Fundamental­

causa des Rechts) zu verdeutlichen, bedurfte es der weiteren Nor­

mierungen des Art. 1 und der Auspragung von "nachfolgenden 

Grundrechten", die so, wie sie dort im Katalog stehen, auf (relative) 

Situations-Bedürfnisse des Menschen besonders abgestellt sind. Es 

kann sich hier nicht um eine Enumeration, sondern nur ,um eine 

geschichtlich stets neu zu erarbeitende, im übrigen qualitativ und 

5l Das leugnet z. B. KLEIN, aaO, Anm. IV 2 d. 

52 Vgl. WERTENBRUCH, Grundgesetz und Menschenwürde, S. 131 ff, 142 ff, 

202 f. 
53 Vgl. oben, Fussnote 48.



54 ANALES DE LA CÁTEDRA FRANCISCO SUÁREZ, S. J. 

quantitativ sehr unvollkommene Zusammenstellung handeln, von der 

aus es (induktiv) nahezu unmoglich ist, auf die Fülle (Universalitat) 

des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 zurückzuschliessen. 

IV 

J edenfalls muss daran derjenige resignieren, der dem Art. 1 auf 

ideologisch gearteter Grundlage beizukommen versucht. Unterlasst er 
jedoch in nominalistischer Befangenheit sokhe Versuche, so geht er 

an der bedeutsamsten Norm des Verfassungswerkes glatt vorbei und 
kann sie dann auch nicht als "praktikabel" ansehen. Ein Rechtssatz 

ist jedoch nicht nur "praktikabel", wenn er unmittelbar (ohne jede 
weitere Ableitung) auf den EinzelfaU anwendbar ist, sondern schon 
dann, wenn er als rein objektiver, in seiner Universalitat alle übrigen 

Normen weit überragender Rechtssatz zwingenden Anlass gibt, ideo­
logische Einseitigkeiten endgültig über Bord zu werfen und die Ge­
samt-Struktur des Rechts erneut zu überdenken. 

Dazu gibt Art. 1 Abs. 1 Satz 1 wahrlich Anlass genus, und es ist 

nun vor allem Sache der deutschen Staatsrechts-Wissenschaft, sich 
personalen Gedankengangen erneut zu eroffnen und den Versuch zu 

wagen, sie wieder in ihrer Fülle, Hohe und Tief enwirkung zu be­

greifen. 

Die deutsche Staatsrechtslehre ist infolge der Strahlkraft des Art. 1 

Abs. 1 bereits auf dem Wege hierzu 54. Man wird jedoch siebzehn 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes noch nicht verlan­

gen konnen, dass sich die "neue Ordnung" (Praambel) bereits v'oll 
durchgesetzt hat, derin sie widerspricht dem Zeitgeist und einer 

Auffassung vom "modernen Staat", die in der Faszination durch die 
Buntheit und Vielfalt gesellschaftlicher Phanomene das unauswech­

selbare Wesen des Menschen und des Staates übersieht. 

54 Auch im übrigen deutschsprachigen Bereich werden bereits wieder 
staatsrechtliche Untersuchungen ontologisch angesetzt. Vgl. hierzu z. B. die 

neuesten Werke meines osterreichischen Fachkollegen RENÉ MARCIC, Verfas­

sung und Verfassungsgericht, Wien 1963; Mensch-Recht-Kosmos, Wien/Koln/ 

Stuttgart/Zürich 1965 sowie seine Abhandlung: Die rechts- und staatsphilo­

sophischen Grundgedanken der geltenden Osterreichischen Verfassungsordnung, 

in "Juristische Bliitter", Jahrgang 87 (1965), 552 ff. Für die franzosische Ge­

dankenwelt finden ,sich Ansiitze etwa bei GABRIEL MARCEL: Die Menschen­

würde und ihr existentieller Grund (deutsche Übersetzung von Rudolf Prinz 

zur Lippe unter Mitarbeit von Hans Fischer-Barnicol), Frankfurt/M. 1965. 




